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Bernd Michael Uhl  
*** 
*** 

6F 202/21, 6F 9/22, 6F 2/23, 6F 2/22, etc., 
sowie amtsseitige KV-Sonderbände 

zu Nationalsozialismus,  
Rechtsextremismus, Rassismus 

Amtsgericht Mosbach, Hauptstraße 110 
74821 Mosbach 

09.02.2025 
AUS AKTUELLEN ANLÄSSEN: 

>>> Mehrheitsbeschaffung der CDU für Bundestagsanträge 
im Bundestagswahlkampf 2025 mit der AFD  

unmittelbar beginnend nach der Gedenkstunde im Deutschen Bundestag 
für die Opfer des Nationalsozialismus 

am 29.01.2025  <<< 
 

DIENSTAUFSICHTSBESCHWERDEN gegen die 
die Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess 

wegen intransparenter nicht-nachvollziehbarer Bearbeitungsverweigerung 
von KONKRETEN Eingaben 

zu NS-Verbrechen und NS-Unrecht, 
 Diskriminierung und Rassismus sowie zu nationalsozialistisch-rechtsextremistisch 
orientierten, demokratie- und verfassungsfeindlichen, behindertenfeindlichen und 

rassistischen Bestrebungen in und aus der AFD 
INSBESONDERE im Bundestagswahlkampf 2025 

an den Direktor des Amtsgerichts Mosbach Dr. Lars Niesler, 
Mitglied im Landesarbeitskreis Christlich-Demokratischer Juristen (LACDJ)  

der CDU Baden-Württemberg, 

Anträge auf KONKRETE gerichtliche Prüfungen, Bearbeitungen und  
Zuständigkeitsverweisungen beim Amtsgericht Mosbach bzgl. 

nationalsozialistisch-rechtsextremistisch orientierten, demokratie- und  
verfassungsfeindlichen, behindertenfeindlichen und rassistischen Bestrebungen 

in und aus der AFD 
INSBESONDERE im Bundestagswahlkampf 2025 

an den Direktor des Amtsgerichts Mosbach Dr. Lars Niesler, 
Mitglied im Landesarbeitskreis Christlich-Demokratischer Juristen (LACDJ)  

der CDU Baden-Württemberg 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Sehr geehrter Herr Amtsgerichtsdirektor Dr. Lars Niesler, 

Eingangs- und Weiterbearbeitungsbestätigung: 

Das Amtsgericht Mosbach und sein Direktor Dr. Lars Niesler persönlich (s.u.) werden um 

ordnungsgemäße Eingangsbestätigung, Sachverhaltsbenennung und  

Sachverhaltserläuterung bzgl. der o.g. genannten Dienstaufsichtsbeschwerden und 

Anträge auf KONKRETE gerichtliche Prüfungen, Bearbeitungen und  

Zuständigkeitsverweisungen beim Amtsgericht Mosbach bzgl. 

nationalsozialistisch-rechtsextremistisch orientierten, demokratie- und  

verfassungsfeindlichen, behindertenfeindlichen und rassistischen Bestrebungen 

in und aus der AFD gebeten. 
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Sachliche und fachliche Zuständigkeit des Amtsgerichts Mosbach 

begründet durch Amtsrichterin Marina Hess: 

Die HIER fallverantwortliche Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess unter der Verantwortung 

und Führung des Direktors des Amtsgerichts Mosbach Dr. Lars Niesler (CDU) belegt mit ihrem 

richterlichen Entscheiden und Handeln ihrerseits HIER die amtsseitige sachliche und fachliche 

Zuständigkeit für die juristische Aufarbeitung von Nazi-Kontextualisierungen und Rassismus-

Kontextualisierungen ausgehend von familienrechtlichen Zivilverfahren beim Amtsgericht 

Mosbach, wie folgt … 

Die HIER im o.g. Verfahrenskomplex beim Amtsgericht Mosbach fallverantwortliche Amtsrich-

terin Marina Hess …  

… (a =>) … verknüpft selbst HIER HALTBAR AKTENKUNDIG NACHWEISBAR per gerichtli-

cher Verfügung verfahrensinhaltlich und prozessual im anhängigen Verfahrenskomplex amts-

seitig die vom Beschwerdeführer und Anzeigeerstatter beim Amtsgericht Mosbach initiierten 

NS-, Rechtsextremismus- und Rassismus-Verfahren mit den anhängigen Familienrechtsver-

fahren unter 6F 202/21 und 6F 9/22 am 17.08.2022.  

… (b =>) … teilt unter 6F 9/22 am 17.08.2022 per gerichtlicher Verfügung mit, dass die unter 

(a =>) eingereichten Beschwerdeführer-Eingaben zu Nationalsozialismus, Rechtsextremis-

mus und Rassismus ihrerseits amtsseitig separiert und getrennt von den Familienrechtsver-

fahren-Akten HIER ABER in sogenannten Sonderbänden beim Amtsgericht Mosbach angelegt 

werden.   

… (c =>) … bearbeitet DABEI in ihrem richterlichen Entscheiden und Handeln beim Amtsge-

richt Mosbach mit ihren gerichtlichen Verfügungen unter (a =>) und (b =>) verfahrensinhaltlich 

und prozessual strategisch HIER INSBESONDERE auch KONKRETE Eingaben … bzgl. 

KONKRETER NS-Verbrechen und NS-Unrecht im Neckar-Odenwaldkreis 1933 bis 1945, … 

bzgl. KONKRETER NS-Justizverbrechen und NS-Unrecht der Mosbacher Nazi-Justiz 1933 bis 

1945, … bzgl. deren mangelhafter juristischen Aufarbeitungen seit 1945 durch die Mosbacher 

Nachkriegsjustiz bis heute.  

… (d =>) … weist im HIER o.g. anhängigen Verfahrenskomplex seit 2021 erhobene wahrheits-

widrige Rassismus-Unterstellungen in familienrechtlichen Zivilprozessen beim Amtsgericht 

Mosbach ihrerseits amtsseitig NICHT zurück.  

… (e =>) … weist im HIER o.g. anhängigen Verfahrenskomplex seit 2021 wahrheitswidrige 

und rechtswidrige aus der Luft gegriffene Nazi-Unterstellungen (vgl. Aktuelle AFD-Nazi-Höcke-

Rechtsprechung) in familienrechtlichen Zivilprozessen beim Amtsgericht Mosbach ihrer-

seits  amtsseitig NICHT zurück, u.a. auch im selbst gerichtlich beauftragten familienpsycholo-

gischen Gutachten vom 07.04.2022 unter 6F 202/21.  

… (f =>) … verfügt in ihrem richterlichen Entscheiden und Handeln beim Amtsgericht Mosbach 

auch ENTGEGEN den aktenkundigen Beantragungen KEINE diesbzgl. Unterlassungsauffor-

derungen gegenüber Verfahrensbeteiligten und hält DAMIT amtsseitig ihrerseits diesbzgl. ver-

fahrensinterne als auch außergerichtliche wahrheitswidrige Rassismus- und Nazi-Diskreditie-

rungen und -Diffamierungen unter (d =>)  und (e =>) mit persönlichen und beruflichen Ruf-

schädigungen des o.g. Geschädigten Beschwerdeführers und Anzeigeerstatters aufrecht. 

… (g =>) … agiert HIER willkürlich und nötigend in ihren Verfahrensführungen und Aussagen 

des Amtsgerichts Mosbach gegenüber dem o.g. Geschädigten Beschwerdeführer. Denn EI-

NERSEITS seien gemäß der HIER fallverantwortlichen Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess 

die Beschwerdeführer-Eingaben zu Nationalsozialismus, Rechtsextremismus und Rassismus 

unter (a =>) und (b =>) und (c =>) HIER demnach ANGEBLICH „Verfahrensfremd“ und 

„NICHT-verfahrensrelevant“ in den o.g. anhängigen Familienrechtsverfahren, woraufhin die 
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Amtsrichterin Marina Hess diese NS-relevanten Eingaben unter dieser Begründung dann in 

ihrerseits selbst angelegte amtsseitig separierte Sonderbände HIER HALTBAR AKTENKUN-

DIG NACHWEISBAR verschiebt und diese dann unter (b =>) HIER HALTBAR AKTENKUNDIG 

NACHWEISBAR NICHT transparent nachvollziehbar bearbeitet bzw. NICHT transparent zu-

ständigkeitsbezogen weiterleitet. GLEICHZEITIG, UND DIES im Widerspruch zu zuvor darge-

legtem und belegten richterlichen Entscheiden und Handeln, seien gemäß der HIER fallver-

antwortlichen Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess diese Beschwerdeführer-Eingaben zu 

Nationalsozialismus, Rechtsextremismus und Rassismus unter (a =>) und (b =>) und (c =>) 

HIER demnach ANGEBLICH JEDOCH AUCH „verfahrenserheblich“ und „verfahrensrelevant“ 

in den o.g. anhängigen Familienrechtsverfahren. UND ZWAR für ihre am 17.08.2022 eigens 

gerichtlich verfügt beauftragte psychiatrische Begutachtung des Beschwerdeführers und An-

zeigeerstatters hinsichtlich einer ihrerseits amtsseitig unterstellten ANGEBLICHEN ABER 

WAHRHEITSWIDIRGEN psychischen Erkrankung und damit einhergehenden eingeschränk-

ten Erziehungsfähigkeit (Vgl. diesbzgl. Gutachten vom 23.08.2023). UND DIES u.a. begründet 

auf seinen unter (a =>) und (b =>) und (c =>) o.g. beim Amtsgericht Mosbach eingereichten 

Beantragungen zu juristischen Aufarbeitungen von KONKRETEN NS-Verbrechen, insbeson-

dere im Neckar-Odenwaldkreis, und deren mangelhaften juristischen Aufarbeitung seit 1945 

durch die Mosbacher Justiz.  

… (h =>) … agiert HIER im o.g. Verfahrenskomplex ihrerseits amtsseitig seit 2022 DANN ZU-

DEM im richterlichen Entscheiden und Handeln mit ihrer Bearbeitungsverweigerung, d.h. HIER 

OHNE einzelfallbezogene KONKRETE Eingangsbestätigungen, HIER OHNE Mitteilungen zu 

Weiterbearbeitungen und Zuständigkeitsverweisungen bei KONKRETEN Beweisanträgen des 

Beschwerdeführers und Anzeigeerstatters im genannten Verfahrenskomplex zu seinerseits 

beantragten juristischen Aufarbeitungen beim Amtsgericht Mosbach von nationalsozialistisch-

rechtsextremistisch orientierten, demokratie- und verfassungsfeindlichen, behindertenfeindli-

chen und rassistischen Bestrebungen in und aus der AFD. HIER bzgl. der jeweils AKTENKUN-

DIG NACHWEISBAR KONKRET vorgebrachten und angezeigten AFD-SACHVERHALTE und 

Tatsachengrundlagen (s.u.). UND DIES WÄHREND ABER das Oberverwaltungsgericht Müns-

ter am 13.05.2024 die Vorinstanz des Verwaltungsgerichts Köln dahingehend bestätigt, dass 

das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) die AfD als rechtsextremistischen Verdachtsfall 

weiterhin einstufen darf. 

 

Unverhältnismäßige Amtsseitige Verweigerung 

der Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess 

unter der Führung und Verantwortung des CDU-nahen Juristen und  

Amtsgerichtsdirektors Dr. Lars Niesler,  

KONKRETE Eingaben zu NS-Verbrechen und NS-Unrecht, 

 zu Diskriminierung und Rassismus sowie zur AFD zu bearbeiten 

Unter Missbrauch seines richterlichen Amtes und ENTGEGEN den öffentlichen Vorgaben und 

Richtlinien des verantwortlichen Direktors des Amtsgericht Mosbach, Dr. Lars Niesler, zu 

Handlungs- und Entscheidungsorientierungsvorgaben in den Öffentlichen NS-INFORMATI-

ONSAUSHANGSTAFELN "150 Jahre unabhängiges Amtsgericht Mosbach" im Amtsgericht 

Mosbach in der eigenen institutionellen NS-Vergangenheitsbewältigung und NS-Öffentlich-

keitsarbeit zu NS-Verbrechen und NS-Unrecht vor 1945 sowie zu deren juristischen Aufarbei-

tungen durch die Mosbacher Justiz nach 1945 verweigert und verbietet HIER der fallverant-

wortliche Spruchkörper als Amtsrichterin Marina Hess seit 2022 beim Amtsgericht Mosbach ... 

(a) SOWOHL die KONKRETE kritische Auseinandersetzung mit NS-Verbrechenskomplexen 
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1933 bis 1945, INSBESONDERE im Neckar-Odenwaldkreis, ... (b) ALS AUCH die  KON-

KRETE Auseinandersetzung der heutigen Mosbacher Justiz mit der diesbzgl. mangelhaften 

juristischen Aufarbeitung seit 1945 durch die heutige Mosbacher Justiz selbst, … (c) ALS 

AUCH die  KONKRETE Auseinandersetzung mit NS-Schreibtischtätern als Haupt- und Exzes-

sivtäter, Nazi-Justizverbrechen bis 1945 und mit der Kontinuität von Nazi-Funktionseliten und 

Nazi-Juristen nach 1945 am Beispiel des Nazi-Staatsrechtlers, NS-Rechtstheoretikers Carl 

Schmitt.  

BEISPIEL: Nachdem die Amtsrichterin Marina Hess unter der Führung und Verantwortung des 

CDU-nahen Juristen und Amtsgerichtsdirektors Dr. Lars Niesler zuvor auf vier Seiten themati-

siert und protokolliert, wie der Vater sich konstruktiv an der Besprechung und Gestaltung einer 

Regelung des Umgangsrecht beteiligt, führt die Amtsrichterin Marina Hess sodann auf Seite 

Fünf Folgendes in ihrer Protokollierung des gerichtlichen Vermerks unter 6F 9/22 vom 

13.06.2024 aus: 

"Der Vater wird in seinen Einlassungen insoweit eingegrenzt, dass er aufgefordert wird aus-

schließlich auf den Verfahrensgegenstand einer kindeswohldienlichen Umgangsregelung ein-

zugehen und die Themen der Diskriminierung, des Rassismus, der Nichtverfolgung des NS-

Unrechts in der Vergangenheit durch das Familiengericht Mosbach - durch die Vorsitzende - 

nicht erfolgte Umgänge in der Vergangenheit, Polizeieinsatz etc. zu unterlassen. Nachdem der 

Vater nach kurzer Unterbrechung und sodann erfolgenden Wortgefechts zwischen der Bevoll-

mächtigten der Mutter und dem Vater nach der Unterbrechung, erneut von der mangelnden 

Aufarbeitung des NS-Unrechts durch die Vorsitzende, anfängt, entzieht die Vorsitzende dem 

Vater das Wort. Der Vater lässt sich hierdurch nicht beeindrucken und er reagiert auf den Ruf 

zur Ordnung durch die Vorsitzende nicht. Vielmehr nimmt er sein Telefon in die Hand und ruft 

die Polizei an unter Ankündigung Strafanzeige gegen die Vorsitzende zu stellen. Während die 

Vorsitzende diktiert telefoniert der Vater mit der Polizei. Daraufhin wird die Verhandlung been-

det."  

ZUVOR hatte die fallverantwortliche Amtsrichterin Marina Hess BEREITS unter der Führung 

und Verantwortung des CDU-nahen Juristen und Amtsgerichtsdirektors Dr. Lars Niesler bereits 

wie folgt HIER HALTBAR AKTENKUNDIG NACHWEISBAR agiert bzgl. Nationalsozialismus, 

Rechtsextremismus und Rassismus… 

Die Amtsrichterin Marina Hess unter der Führung und Verantwortung des CDU-nahen Juristen 

und Amtsgerichtsdirektors Dr. Lars Niesler teilt im anhängigen Verfahrenskomplex unter 

AMTSGERICHT MOSBACH 6F 9/22 am 17.08.202 schriftlich verfahrensrelevant aktenkundig 

AUSRÜCKLICH mitteilt, dass es ANGEBLICH NICHT Aufgabe eines deutschen Gerichtes sei, 

die NS-Vergangenheit aufzuarbeiten. UND DIES SOLLE INBESONDERE HIER GELTEN im 

KONKRETEN Zuständigkeitsbereich des AMTSGERICHT MOSBACH und der Mosbacher 

Justiz bzgl. NS-Verbrechen und NS-Unrecht, auch bzgl. Nazi-Justiz 1933 bis 1945, u.a. beim 

AG MOS, im Neckar-Odenwaldkreis, sowie bzgl. deren mangelhaften juristische Aufarbeitun-

gen nach 1945 durch die Mosbacher Nachkriegsjustiz selbst. 

Die Amtsrichterin Marina Hess unter der Führung und Verantwortung des CDU-nahen Juristen 

und Amtsgerichtsdirektors Dr. Lars Niesler will dem Beschwerdeführer und Anzeigeerstatter 

HIER amtsseitig verbieten KONKRETE Eingaben zu NS-Verbrechen und NS-Unrecht per Fax 

beim Amtsgericht Mosbach einzureichen. Die HIER fallverantwortliche Mosbacher Amtsrichte-

rin Marina Hess verweigert HIER HALTBAR AKTENKUNDIG NACHWEISBAR gezielt unter 6F 

9/22 am 17.08.2022 bei den o.g. KONKRETEN NS-Aufarbeitungs-Verfahrensbeantragungen 

des Beschwerdeführers und Nazi-Jägers, die verfahrensrelevante und prozessuale 
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EILBEDÜRFTIGKEIT des KONKRET hohen Alters möglicher noch lebender NS-Täter*innen, 

INSBESONDERE auch bzgl. NS-Verbrechen und NS-Unrecht im Neckar-Odenwaldkreis, 

amtsseitig beim Amtsgericht Mosbach anzuerkennen und agiert HIER damit ENTGEGEN den 

öffentlich bekannten laufenden NS-Prozessen des 21. Jahrhunderts auch in 2022, 2023 und 

2024 und 2025. UND DIES HIER u.a. unmittelbar nach und seit der KONKRETEN Eingabe 

des Beschwerdeführers und Nazi-Jägers vom 10.08.2022 mit STRAFANZEIGEN zu 6F 9/22 

gegen Angehörige des Mosbacher SS-Zuges zur Überprüfung einer weiteren Beteiligung an 

der NS-Judenverfolgung und am Holocaust nach der Zerstörung der Synagoge in Mosbach in 

1938. Beispielsweise: Die Verurteilung eines KZ-Wachmannes in 2022 durch das Landgericht 

Neuruppin wegen Beihilfe zum NS-Massenmord. Die Verurteilung einer 97-jährigen KZ-Sek-

retärin in 2022 durch das Landgericht Itzehoe wegen Beihilfe zum NS-Massenmord. Die o.g. 

Verurteilung der mittlerweile 99-jährigen Zivilangestellten KZ-Sekretärin durch den Bundesge-

richtshof am 20.08.2024 wegen Beteiligung am NS-Massenmord. Die Aufhebung der Verhand-

lungsunfähigkeits-Beurteilung eines 100-jahre alten KZ-Wachmannes, Angehöriger des SS-

Wachbataillons, im Beschluss des Oberlandesgerichts Frankfurt auf Grund mehrerer Mängel 

im Sachverständigen-Gutachten. Das Landgericht Hanau muss nun erneut über die Verhand-

lungsfähigkeit des 100-jährigen Mannes entscheiden, der als ehemaliger KZ-Wachmann we-

gen Beihilfe zum Mord angeklagt wurde (OLG, Beschl. v. 22.10.2024, Az.: 7 Ws 169/24).  

Die Amtsrichterin Marina Hess unter der Führung und Verantwortung des CDU-nahen Juristen 

und Amtsgerichtsdirektors Dr. Lars Niesler missachtet die Strafprozessordnung unter § 158 

bei der diesbzgl. gesetzlich geregelten Entgegennahme und Weiterbearbeitung HIER ABER 

HALTBAR AKTENKUNDIG NACHWEISBAR EXPLIZIT in deren Anwendung mit ihrer amtssei-

tigen NICHT-Benennung der o.g. einzeleingabenbezogenen konkreten Sachverhalte zu Nati-

onalsozialismus, Rechtsextremismus und Rassismus, NICHT-Ausstellung der jeweiligen kon-

kreten Eingangsbestätigungen und der NICHT-Mitteilung von jeweiligen konkreten Weiterbe-

arbeitungen bzw. mit Verweigerungen von Mitteilungen offizieller Zuständigkeitsweiterverwei-

sungen in der o.g. jeweiligen konkreten NS-Eingaben-Sache. Die Amtsrichterin Marina Hess 

verweigert HIER EXPLIZIT amtsseitig Eingangs- und Weiterbearbeitungsbestätigungen, 

Sachverhaltsbenennungen und Zuständigkeitsverweisungen bei beantragten NS-Wiederauf-

nahme- und NS-Aufhebungsverfahren, bei beantragten NS-Wiedergutmachungs- und NS-Ent-

schädigungsverfahren, bei beantragten gerichtlichen Prüfungen zu o.g. einzeleingabenbezo-

genen konkreten Sachverhalten. 

Die HIER fallverantwortliche Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess erlässt HIER HALTBAR 

AKTENKUNDIG NACHWEISBAR im anhängigen Verfahrenskomplex selbst KEINE amtsseiti-

gen gerichtlichen Verfügungen zum KONKRETEN Aktenvernichtungsstopp bei den Mosba-

cher Justizbehörden … (A) für den Zeitraum 1933 bis 1945 … (B) … für o.g. themen- und 

sachbezogene Prüfungen und Verfahren seit 1945 zu juristischen Aufarbeitungen von NS-Ver-

brechen und NS-Unrecht im Neckar-Odenwaldkreis, d.h. im eigenen Zuständigkeitsbereich. 

Die HIER fallverantwortliche Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess erlässt HIER HALTBAR 

AKTENKUNDIG NACHWEISBAR im anhängigen Verfahrenskomplex selbst KEINE amtsseiti-

gen gerichtlichen Verfügungen zum KONKRETEN Aktenvernichtungsstopp der Personalakten 

zur Mosbacher Nazi-Justiz 1933 bis 1945 bei den Mosbacher Justizbehörden sowie für o.g. 

themen- und sachbezogene Prüfungen und Verfahren zu juristischen Aufarbeitungen von per-

sonellen NS-Funktionseliten-Kontinuitäten von Nazi-Juristen 1933 bis 1945 DANN seit 1945 

im Neckar-Odenwaldkreis, d.h. im eigenen Zuständigkeitsbereich. 
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Während seit Jahrzehnten Renten- Steuermilliarden für Naziverbrecher ausgegeben werden 

...: Die Amtsrichterin Marina Hess unter der Führung und Verantwortung des CDU-nahen Ju-

risten und Amtsgerichtsdirektors, Dr. Lars Niesler, verweigert HIER seit 2022 HALTBAR AK-

TENKUNDIG NACHWEISBAR im genannten Verfahrenskomplex amtsseitig, gerichtliche Prü-

fungen zu verfügen zu den jahrzehntelangen Deutschen Rentenbezügen für NS-Täter*innen, 

Kriegsverbrecher*innen und SS-Mitglieder, Mitgliedern von NS-Organisationen im Inland und 

Ausland. UND DIES während ABER die diesbzgl. Gesetzliche Regelung und deren Umset-

zung seit Jahrzehnten beim DEUTSCHEN BUNDESTAGES thematisiert äußerst umstritten 

ist. 

Amtsseitige Verweigerung der Amtsrichterin Marina Hess 

unter der Führung und Verantwortung des CDU-nahen Juristen 

und Amtsgerichtsdirektors Dr. Lars Niesler, 

ANTRÄGE auf KONKRETE gerichtliche Prüfungen und  

Zuständigkeitsverweisungen beim Amtsgericht Mosbach bzgl. 

nationalsozialistisch-rechtsextremistisch orientierten, demokratie- und verfassungs-

feindlichen, behindertenfeindlichen und rassistischen Bestrebungen 

in und aus der AFD INSBESONDERE im Bundestagswahlkampf 2025 zu bearbeiten 

Die Amtsrichterin Marina Hess unter der Führung und Verantwortung des CDU-nahen Juristen 

und Amtsgerichtsdirektors, Dr. Lars Niesler, verweigert, verschweigt und unterdrückt HIER 

HALTBAR AKTENKUNDIG NACHWEISBAR im genannten Verfahrenskomplex die KONKRE-

TEN Eingaben des Beschwerdeführers und Antragstellers ihrerseits amtsseitig seit 2022 

DANN ZUDEM im richterlichen Entscheiden und Handeln mit ihrer Bearbeitungsverweigerung, 

d.h. HIER OHNE einzelfallbezogene KONKRETE Eingangsbestätigungen, HIER OHNE Mit-

teilungen zu Weiterbearbeitungen und Zuständigkeitsverweisungen bei KONKRETEN Be-

weisanträgen und Strafanträgen des Beschwerdeführers und Anzeigeerstatters im genannten 

Verfahrenskomplex zu seinerseits beantragten juristischen Aufarbeitungen beim Amtsgericht 

Mosbach von nationalsozialistisch-rechtsextremistisch orientierten, demokratie- und verfas-

sungsfeindlichen, behindertenfeindlichen und rassistischen Bestrebungen in und aus der AFD. 

HIER bzgl. der jeweils AKTENKUNDIG NACHWEISBAR KONKRET vorgebrachten und ange-

zeigten AFD-SACHVERHALTE und Tatsachengrundlagen. UND DIES WÄHREND ABER das 

Oberverwaltungsgericht Münster am 13.05.2024 die Vorinstanz des Verwaltungsgerichts Köln 

dahingehend bestätigt, dass das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) die AfD als rechts-

extremistischen Verdachtsfall weiterhin einstufen darf. 

(A=>) BISHER unbearbeitete AFD-Beweismittel-ANTRÄGE AUF GERICHTLICHE VOR-

PRÜFUNGEN ZUR AFD an das und beim Amtsgericht Mosbach …: 

AUCH ENTGEGEN der jeweiligen HALTBAREN nachweisbaren aktenkundigen Beantragun-

gen, ignoriert und verweigert das AG MOS HIER ABER ANDERERSEITS die beantragten ju-

ristischen Aufarbeitungen von rechtsextremistischen, demokratie- und verfassungsfeindlichen, 

rassistischen Bestrebungen der AFD, HIER KONKRET u.a. bei den KV-Beweisantragspaketen 

ab dem 18.03.2024 unter 6F 202/21, 6F 9/22 mit 6F 2/22-Referenz und bei den Eingaben ab 

dem 21.01.2024 bzw. 30.01.2024 unter 6F 202/21, 6F 9/22 mit 6F 2/22-Referenz. Das Amts-

gericht Mosbach verweigert HIERZU die diesbzgl. AFD-Eingangs- und Weiterbearbeitungs- 

bzw. Weiterleitungsbestätigungen.  
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… Zurückweisung der Amtsseitigen Bearbeitungsverweigerung von gerichtlichen Vor-

prüfungen zur Steuergeld-Finanzierung von verfassungsschutz-bekannten Rechtsext-

remistischen Mitarbeiter*innen beim Bundestag und beim Landtag Baden-Württem-

berg … 

Bzgl. der Zurückweisung der AG MOS-Amtsseitigen Bearbeitungsverweigerung (KONKRETE 

Eingangsbestätigung, Weiterbearbeitung, Zuständigkeitsverweisung) von Beweisanträgen 

des Beschwerdeführers durch die Amtsrichterin Marina Hess unter der Führung und Verant-

wortung des CDU-nahen Juristen und Amtsgerichtsdirektors Dr. Lars Niesler zur AFD BE-

TRIFFT DIES HIER u.a.: … … KV-Beschwerdeführer-Beweismittel-Antrag vom 18.03.2024 auf 

Gerichtliche Vorprüfungen beim Amtsgericht Mosbach zu steuergeldfinanzierten rechtsextre-

mistischen AFD-Bundestagsmitarbeiter*innen und AFD-Landtagsmitarbeiter*innen. INSBE-

SONDERE aus der Mosbacher Region, aus dem Neckar-Odenwaldkreis und aus Baden-Würt-

temberg. Laut einer im März 2024 veröffentlichen Recherche des BR werden ca. 30 Millionen 

EURO Steuergelder in der BRD pro Jahr ausgegeben für verfassungsschutzbekannte 

RECHTSEXTREMISTEN als konkrete steuergeldfinanzierte Mitarbeiter*innen von AFD-Bun-

destagsabgeordneten*innen. Dabei handele es sich konkret um mehr als 100 rechtsradikale 

Mitarbeiter*innen, die die Demokratie bekämpfen und die dem  Verfassungsschutz aus dem 

rechtsextremistischen Milieu und aus der Neuen Rechten u.a. als „gesichert“ rechtsextrem 

bekannt sind. UND DIES OBWOHL dem Landtag Baden-Württemberg laut eigener Aussage 

Mitte 2023 Daten zu AFD-Abgeordneten und AFD-Mitarbeitenden „nicht bekannt“ sind, die 

rechtsextremen Organisationen angehören, so dass diesbzgl. ordnungsgemäße Sicherheits-

überprüfungen und Zuverlässigkeitsüberprüfung beim Landtag Baden-Württemberg durchge-

führt werden könnten. 

… Zurückweisung der Amtsseitigen Bearbeitungsverweigerung von gerichtlichen Vor-

prüfungen der Finanzströme im Spektrum der Neuen Rechten in Mosbach und Baden 

…: 

Bzgl. der Zurückweisung der AG MOS-Amtsseitigen Bearbeitungsverweigerung (KONKRETE 

Eingangsbestätigung, Weiterbearbeitung, Zuständigkeitsverweisung) von Beweisanträgen 

des Beschwerdeführers durch die Amtsrichterin Marina Hess unter der Führung und Verant-

wortung des CDU-nahen Juristen und Amtsgerichtsdirektors Dr. Lars Niesler zur AFD BE-

TRIFFT DIES HIER u.a.: … … KV-Beschwerdeführer-Beweismittel-Antrag vom 30.01.2024 

unter 6F 202/21, 6F 9/22, 6F 2/22, etc. auf Gerichtliche Vorprüfungen beim Amtsgericht Mos-

bach unter o.g. anhängigem Verfahrenskomplex auf AG-MOS-amtsseitige Verfügung für eine 

gerichtliche Vorprüfung der Finanzströme im Spektrum der Neuen Rechten in Mosbach und 

Baden zur anschließenden amtsseitigen Weiterleitung  an das Innenministerium Baden-Würt-

temberg. 

… Zurückweisung der Amtsseitigen Bearbeitungsverweigerung von gerichtlichen Vor-

prüfungen eines  AFD-Parteiverbotsverfahren gemäß Art. 21 GG. …: 

Bzgl. der Zurückweisung der AG MOS-Amtsseitigen Bearbeitungsverweigerung (KONKRETE 

Eingangsbestätigung, Weiterbearbeitung, Zuständigkeitsverweisung) von Beweisanträgen 

des Beschwerdeführers durch die Amtsrichterin Marina Hess unter der Führung und Verant-

wortung des CDU-nahen Juristen und Amtsgerichtsdirektors Dr. Lars Niesler zur AFD BE-

TRIFFT DIES HIER u.a.: … … KV-Beschwerdeführer-Antrag vom 21.01.2024 unter 6F 202/21, 

6F 9/22, 6F 2/22, etc. auf Gerichtliche Vorprüfungen beim Amtsgericht Mosbach unter o.g. 

anhängigem Verfahrenskomplex auf AG-MOS-amtsseitige Verfügung für eine gerichtliche 
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Vorprüfung eines möglichen AFD-Parteiverbotsverfahren gemäß Art. 21 GG, Grundgesetz für 

die Bundesrepublik Deutschland, zur  anschließenden amtsseitigen Weiterleitung an die Lan-

desregierung Baden-Württemberg. Und dies zur Vorbereitung eines möglichen AFD-Parteiver-

botsverfahren ausgehend von einer möglichen Initiative des Landes Baden-Württemberg im 

Bundesrat. UND DIES WÄHREND Netzpolitik.org am 03.02.2025 das ausführliche 1.000-sei-

tige Verfassungsschutz-Gutachten zur AfD zum Verdachtsfall Rechtsextremismus und Verfas-

sungsfeindlichkeit veröffentlicht.  

… Zurückweisung der Amtsseitigen Bearbeitungsverweigerung von gerichtlichen Vor-

prüfungen eines Vereinsverbotsverfahren der Jungen Alternativen als Jugendorgani-

sation der AFD …: 

Bzgl. der Zurückweisung der AG MOS-Amtsseitigen Bearbeitungsverweigerung (KONKRETE 

Eingangsbestätigung, Weiterbearbeitung, Zuständigkeitsverweisung) von Beweisanträgen 

des Beschwerdeführers durch die Amtsrichterin Marina Hess unter der Führung und Verant-

wortung des CDU-nahen Juristen und Amtsgerichtsdirektors Dr. Lars Niesler zur AFD BE-

TRIFFT DIES HIER u.a.: … … KV-Beschwerdeführer-Beweismittel-Antrag vom 21.01.2024 

unter 6F 202/21, 6F 9/22, 6F 2/22, etc. auf Gerichtliche Vorprüfungen beim Amtsgericht Mos-

bach unter o.g. anhängigem Verfahrenskomplex auf AG-MOS-amtsseitige Verfügung für eine 

gerichtliche Vorprüfung eines möglichen Vereinsverbotsverfahren der JA als Jugendorganisa-

tion der AFD zur anschließenden amtsseitigen Weiterleitung an das Bundesinnenministerium. 

Das Amtsgericht Mosbach bleibt HIERBEI bzgl. des o.g. genannten Antrages HALTBAR ak-

tenkundig nachweisbar untätig auch bis die vom Verfassungsschutz als gesichert rechtsextrem 

eingestufte Jugendorganisation der AfD sich Anfang Februar 2024 als Verein auflöst und an-

schließend eine neue AFD-Jugend-Parteiorganisation gründet. 

… Zurückweisung der Amtsseitigen Bearbeitungsverweigerung von gerichtlichen Vor-

prüfungen einer Grundrechteverwirkung des Thüringer AFD-Chefs Björn Höcke ge-

mäß Art. 18 GG …: 

Bzgl. der Zurückweisung der AG MOS-Amtsseitigen Bearbeitungsverweigerung (KONKRETE 

Eingangsbestätigung, Weiterbearbeitung, Zuständigkeitsverweisung) von Beweisanträgen 

des Beschwerdeführers durch die Amtsrichterin Marina Hess unter der Führung und Verant-

wortung des CDU-nahen Juristen und Amtsgerichtsdirektors Dr. Lars Niesler zur AFD BE-

TRIFFT DIES HIER u.a.: … … KV-Beschwerdeführer-Beweismittel-Antrag vom 21.01.2024 

unter 6F 202/21, 6F 9/22, 6F 2/22, etc. auf Gerichtliche Vorprüfungen beim Amtsgericht Mos-

bach unter o.g. anhängigem Verfahrenskomplex auf AG-MOS-amtsseitige Verfügung für eine 

gerichtliche Vorprüfung einer möglichen Grundrechteverwirkung des Thüringer AFD-Chefs 

Björn Höcke gemäß Art. 18 GG, Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, zur an-

schließenden amtsseitigen Weiterleitung an das Bundesverfassungsgericht. Ggf. u.a. mit dem 

Rechtsmittel der Richtervorlage. 

 

… Amtsseitige NICHT-Nachvollziehbarkeit der entsprechenden AFD-Beweismittelan-

träge ausgehend vom Amtsgericht Mosbach …: 

UND ZWAR DAMIT dadurch dann die tatsächliche Nachverfolgung der entsprechenden Be-

weismittelanträge zur juristischen Aufarbeitung von ANTRÄGEN auf KONKRETE gerichtliche 

Prüfungen, Bearbeitungen und Zuständigkeitsverweisungen bzgl. der nationalsozialistisch-

rechtsextremistisch orientierten, demokratie- und verfassungsfeindlichen, 
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behindertenfeindlichen und rassistischen Bestrebungen in und aus der AFD ausgehend vom 

Amtsgericht Mosbach unter der Führung und Verantwortung des CDU-nahen Juristen und 

Amtsgerichtsdirektors, Dr. Lars Niesler, von Beginn an HIER EXPLIZIT NICHT nachvollziehbar 

wird. UND DIES WÄHREND ABER das Oberverwaltungsgericht Münster am 13.05.2024 die 

Vorinstanz des Verwaltungsgerichts Köln dahingehend bestätigt, dass das Bundesamt für Ver-

fassungsschutz (BfV) die AfD als rechtsextremistischen Verdachtsfall weiterhin einstufen darf. 

Auf dieses höchstrichterliche Urteil wird hier Bezug als Beweismittel für die Eingaben und Be-

antragungen des Beschwerdeführers zur AFD genommen. 

 

(B=>) BISHER unbearbeitete STRAFANTRÄGE ZUR AFD an das und beim Amtsgericht 

Mosbach …: 

… Zurückweisung der Amtsseitigen Bearbeitungsverweigerung von Anträgen zu NS-

SS-Verbrechen im Zusammenhang mit der AFD …: 

Die Amtsrichterin Marina Hess unter der Führung und Verantwortung des CDU-nahen Juristen 

und Amtsgerichtsdirektors, Dr. Lars Niesler, verweigert, verschweigt und unterdrückt HIER 

HALTBAR AKTENKUNDIG NACHWEISBAR im genannten Verfahrenskomplex bzgl. der KON-

KRETEN Eingabe des Beschwerdeführers, Anzeigeerstatters und Nazi-Jägers vom 

30.05.2024, u.a., unter 6F 9/22 und 6F 202/21 sowie 6F 2/22 als KV-STRAFANTRAG gegen 

den Beschuldigten rechtsextremen Juristen und AFD-Europa-Spitzenkandidat Maximilian 

Krah wegen Verschweigen, Verleugnen und Verharmlosen von Nazi-Verbrechen als Volksver-

hetzung mit der öffentlichen Relativierung von SS-Verbrechen am 18.05.2024. UND ZWAR 

HIER mit ihrer Verweigerung ENTGEGEN § 158 StPO von amtsseitigen ordnungsgemäßen 

Bestätigungen bzgl. NS-SS-AFD-Sachverhaltsbenennungen des o.g. Strafantrages sowie 

bzgl. KONKRETER AFD-Antrags-Eingangs-, AFD-Antrags-Weiterbearbeitungs- und AFD-An-

trags-Zuständigkeitsverweisung. UND DIES ENTGEGEN den offiziellen Entschuldigungen der 

Bundespräsidenten zu NS-SS-Verbrechen und zum Versagen der deutschen Nachkriegsjustiz 

seit 1945 bei deren juristischen Aufarbeitungen. 

… Zurückweisung der Amtsseitigen Bearbeitungsverweigerung von Anträgen zu Deut-

schen Kolonialverbrechen in Afrika im Zusammenhang mit der AFD …: 

Die Amtsrichterin Marina Hess unter der Führung und Verantwortung des CDU-nahen Juristen 

und Amtsgerichtsdirektors, Dr. Lars Niesler, verweigert, verschweigt und unterdrückt HIER 

HALTBAR AKTENKUNDIG NACHWEISBAR im genannten Verfahrenskomplex bzgl. der KON-

KRETEN Eingabe des Beschwerdeführers, Anzeigeerstatters und Nazi-Jägers vom 

24.07.2024 unter  6F 9/22 und 6F 202/21 sowie 6F 2/22 als STRAFANTRAG gegen den stell-

vertretenden Fraktionsvorsitzenden der AfD im NRW-Landtag, Sven Tritschler, wegen ge-

schichtsrevisionistischer und rechtsextremer Volksverhetzung Anfang Juli 2024 durch Verhöh-

nung, Verächtlichmachung und Diskreditierung der Opfer des ersten Völkermords im 20. Jahr-

hundert durch deutsche Schutztruppen der deutschen Kolonie Deutsch-Südwestafrika als 

Deutsches rassistisches Unrechtsregime mit Konzentrationslagern. UND DIES ENTGEGEN 

der Anerkennung des Völkermords an den Herero und Nama mit der offiziellen Entschuldigung 

der Bundesregierung in 2021 sowie mit der diesbzgl. offiziellen Entschuldigung des Bundes-

präsidenten. UND ZWAR HIER mit ihrer Verweigerung ENTGEGEN § 158 StPO von amtssei-

tigen ordnungsgemäßen Bestätigungen bzgl. Deutschen Kolonialverbrechen-
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Sachverhaltsbenennungen des o.g. Strafantrages sowie bzgl. KONKRETER AFD-Antrags-

Eingangs-, AFD-Antrags-Weiterbearbeitungs- und AFD-Antrags-Zuständigkeitsverweisung. 

… Amtsseitige NICHT-Nachvollziehbarkeit der entsprechenden AFD-Strafanzeigenvor-

gänge ausgehend vom Amtsgericht Mosbach …: 

UND ZWAR DAMIT dadurch dann die tatsächliche Nachverfolgung der entsprechenden Straf-

anzeigenvorgänge zur juristischen Aufarbeitung von der ANTRÄGEN auf KONKRETE gericht-

liche Prüfungen, Bearbeitungen und Zuständigkeitsverweisungen bzgl. der nationalsozialis-

tisch-rechtsextremistisch orientierten, demokratie- und verfassungsfeindlichen, behinderten-

feindlichen und rassistischen Bestrebungen in und aus der AFD ausgehend vom Amtsgericht 

Mosbach unter der Führung und Verantwortung des CDU-nahen Juristen und Amtsgerichtsdi-

rektors, Dr. Lars Niesler, von Beginn an HIER EXPLIZIT NICHT nachvollziehbar wird. UND 

DIES WÄHREND ABER das Oberverwaltungsgericht Münster am 13.05.2024 die Vorinstanz 

des Verwaltungsgerichts Köln dahingehend bestätigt, dass das Bundesamt für Verfassungs-

schutz (BfV) die AfD als rechtsextremistischen Verdachtsfall weiterhin einstufen darf. Auf die-

ses höchstrichterliche Urteil wird hier Bezug als Beweismittel für die Eingaben und Beantra-

gungen des Beschwerdeführers zur AFD genommen. 

(C=>) Zurückweisung der Amtsseitigen Bearbeitungsverweigerung von Anträgen zu 

nationalsozialistisch-rechtsextremistisch orientierten deutschen Juristen in der AFD 

Die Amtsrichterin Marina Hess unter der Führung und Verantwortung des CDU-nahen Juristen 

und Amtsgerichtsdirektors, Dr. Lars Niesler, verweigert, verschweigt und unterdrückt HIER 

HALTBAR AKTENKUNDIG NACHWEISBAR im genannten Verfahrenskomplex, dass der Be-

schwerdeführer und Anzeigeerstatter aktenkundig HALTBAR mehrfach wiederholt „umfang-

reich“, „vielfältig“ und „übermäßig“ u.a. in seinen beantragten juristischen Aufarbeitungen von 

nationalsozialistisch-rechtsextremistisch orientierten, demokratie- und verfassungsfeindli-

chen, behindertenfeindlichen und rassistischen Bestrebungen aus der AFD u.a. mit den KON-

KRETEN SACHVERHALTEN von nationalsozialistisch-rechtsextremistisch orientierten deut-

schen Juristen in der AFD hinweist. Wie u.a. auf den nationalsozialistisch-rechtsextremistisch 

orientierten deutschen Jurist und AFD-Europa-Spitzenkandidaten Maximilian Krah, der kurz 

vor der Europawahl 2024 dann SS-Verbrechen öffentlich verharmlost. Wie u.a. auf die an den 

nationalsozialistisch-rechtsextremistisch orientierten Umsturzplänen und Umsturzversuchen 

aus dem Reichsbürgermilieu in 2022/2023 beteiligte AFD-Richterin (MdB) Birgit Malsack-Win-

kemann, die nach dem geplanten Umsturz als Justizministerin einer Putschistenregierung un-

ter Führung von Heinrich XIII. Prinz Reuß eingesetzt werden sollte. Wie u.a. auf den rechts-

extremen RICHTER und das AFD-Mitglied, ehemaliger AFD-Bundestagsabgeordneter 2017 

bis 2021, Jens Maier. U.a. mit der STRAFANZEIGE vom 15.09.2023 gemäß § 158 StPO an 

das Amtsgericht Mosbach unter 6F 202/21, 6F 9/22, 6F 2/22, 6F 2/23 wegen des Verdachts 

auf Volksverhetzung, Beleidigung und Verunglimpfung mit Referenzen und Assoziationen zum 

Nazi-Angriffs-Terror- und Vernichtungskrieg, zur Ausbeutung und Vernichtung im NS-Zwangs-

arbeitssystem, zur NS-Verfolgung und -Vernichtung diverser NS-Opfer- und NS-Widerstands-

gruppen, zur Nazi-Terrorjustiz, zum Nazi-Konzentrationslagersystem, bei nationalsozialistisch-

rechtsextremistisch orientierten öffentlichkeitswirksamen NS-Symbolaktionen wie HIER durch 

den rechtsextremen RICHTER, AFD-Mitglied, EX-MdB Jens Maier, der mit seiner Verharmlo-

sung und Relativierung von NS-Unrecht und NS-Verbrechen, in der die NS-Vergangenheits-

bewältigung mit der NS-Erinnerungs-, NS-Veranstaltungs- und NS-Gedenkstättenkultur, mit 

der NS-Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit zu den Nationalsozialistischen Verbrechen seiner-

seits als sogenannter „Schuldkult“ öffentlich verunglimpft und herabgewürdigt. Das sächsische 



 

 11 

Justizministerium erhob eine Disziplinarklage gegen Maier und beantragte im August 2022 

beim Dienstgericht eine Versetzung Maiers in den Ruhestand. Das sächsische RICHTER-

dienstgericht am Landgericht untersagte Maier die RICHTERtätigkeit wegen rassistischer und 

abwertender Äußerungen und entschied Ende 2022, ihn in den vorzeitigen Ruhestand zu ver-

setzen. Das Landgericht Dresden hatte bereits einige Monate zuvor ein Disziplinarverfahren 

gegen RICHTER Maier eröffnet. In der entsprechenden Pressemitteilung hieß es zur Begrün-

dung: „Insbesondere vor dem Hintergrund, dass RICHTER Maier zum damaligen Zeitpunkt 

Mitglied der u.a. für Presse- und Ehrschutzsachen zuständigen Kammer des Landgerichts und 

dort auch mit Verfahren der NPD befasst war, hätten seine Äußerungen zur NPD das Mäßi-

gungsgebot verletzt. Mit seinen Beiträgen habe RICHTER Maier, dessen Beruf als RICHTER 

dabei immer bekannt gewesen sei, dem Ansehen der Justiz allgemein und des Landgerichts 

Dresden im Besonderen Schaden zugefügt.“ "Mit all diesen Verhaltensweisen und dem ver-

wendeten Vokabular sucht der Antragsgegner zur Überzeugung des Dienstgerichts bewusst 

die Nähe zu Kreisen, die in der Öffentlichkeit als rechtsextrem wahrgenommen werden", hieß 

es in der Urteilsbegründung des BGH. Der Bundesgerichtshof befand am 05.10.2023, dass 

Maier nicht mehr als RICHTER arbeiten darf. Das Gericht prüfte, ob das Vertrauen der Öffent-

lichkeit in Jens Maier als RICHTER zerstört und er nicht mehr glaubwürdig sei. Im Urteil wur-

den viele Tweets, Presseberichte und Auftritte bei politischen Veranstaltungen von Maier aus-

gewertet - also alles, was das Bild von Maier in der Öffentlichkeit bestimmt. Auch seine Mit-

gliedschaft im offiziell aufgelösten "Flügel" der AfD spielte eine Rolle und dass der sächsische 

Verfassungsschutz RICHTER Jens Maier als Rechtsextremisten einstufte, wie am 5. Oktober 

2020 bekannt wurde. Maiers Revision dagegen wurde im Oktober 2023 vom Dienstgericht des 

Bundes beim Bundesgerichtshof zurückgewiesen. Er biete keine Gewähr dafür, jederzeit für 

die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes einzutreten. Es 

war ein gezielter Tabubruch, als der AfD-Politiker und Thüringer Landesvorsitzende Björn Hö-

cke im Januar 2017 das Berliner Holocaust-Mahnmal als ein "Denkmal der Schande" und die 

deutsche Erinnerungskultur als "dämliche Bewältigungspolitik" bezeichnete und eine "erinne-

rungspolitische Wende um 180 Grad" forderte. Höckes Vorredner vom parteiinternen, formal 

aufgelösten „völkischen Flügel“ der AfD, der vom Verfassungsschutz als rechtsextremistische 

Bestrebung eingestuft wurde, war damals Jens Maier, RICHTER am Landgericht Dresden und 

AfD-Mitglied. Für ihn sei es "eine große Ehre", neben seiner "Hoffnung" Höcke sitzen zu dür-

fen, so Maier bei der Veranstaltung in Dresden. Ab 2019 bis zu seiner offiziellen Auflösung im 

April 2020 war Maier Obmann des „Flügels“ in Sachsen. Im Mai 2016 verbot Jens Maier in 

einem RICHTERlichen Beschluss zugunsten der NPD per einstweiliger Verfügung als zustän-

diger RICHTER des Landgerichts Dresden auf Antrag der NPD dem Extremismusforscher 

Steffen Kailitz vom Hannah-Arendt-Institut für Totalitarismusforschung, über die NPD zu sa-

gen, diese plane „rassistische Staatsverbrechen“. Kailitz hatte das Parteiprogramm der NPD 

und andere öffentliche und der Partei zuzuordnende Quellen ausgewertet und war zur – in 

einem Gastbeitrag in der Wochenzeitung „Die Zeit“ wiederholten – Bewertung gelangt, dass 

die Partei im Regierungsfalle beabsichtige, „acht bis elf Millionen Menschen aus Deutschland 

zu vertreiben, darunter deutsche Staatsbürger mit Migrationshintergrund.“ Dies ergebe sich 

aus der explizit geäußerten Auffassung der NPD, dass deutsche Staatsbürger „anderer Ras-

sen“ immer Fremde blieben, die aus Deutschland entfernt werden müssten, weil – so zitierte 

Kailitz die NPD weiter – „die Verleihung bedruckten Papiers (eines BRD-Passes) ja nicht die 

biologischen Erbanlagen verändert […] Angehörige anderer Rassen bleiben deshalb körper-

lich, geistig und seelisch immer Fremdkörper, gleich wie lange sie in Deutschland leben, und 

mutieren durch die Verleihung bedruckten Papiers nicht zu germanischstämmigen Deut-

schen.“ Die NPD klagte gegen Kailitz’ Bewertung, eine solche Politik lasse sich nur durch 
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„Staatsverbrechen“ verwirklichen, mit der Begründung, wenn diese Politik nicht willkürlich, son-

dern in gesetzlichen Regeln erfolge, dann könne es sich gar nicht um Verbrechen handeln, 

sondern sie sei dann rechtmäßiges Staatshandeln. RICHTER Jens Maier veröffentlichte seine 

inhaltliche Auffassung dazu: „Ich weiß nicht, wie man, wenn man das Programm der NPD liest, 

auf Staatsverbrechen kommen kann“, denn wenn „jemand aufgrund von gesetzlichen Grund-

lagen zurückgeführt wird, ist das kein Staatsverbrechen.“ Er nahm Kailitz’ Einschätzung nicht 

als Meinungsäußerung, sondern als – rechtlich leichter untersagbare – Tatsachenbehauptung. 

Sein Beschluss erfolgte im Eilverfahren ohne Anhörung von Kailitz und drohte diesem bei Zu-

widerhandlung „Ordnungsgeld bis zu 250.000 Euro, ersatzweise Ordnungshaft bis zu sechs 

Monaten“ an. Kailitz sah sich in seiner Wissenschaftsfreiheit verletzt und legte Widerspruch 

ein. Der Beschluss des RICHTERs Jens Maier wurde später von der zuständigen Kammer in 

voller Besetzung wieder aufgehoben. Im Hauptsacheverfahren, an dem Maier nicht mehr teil-

nahm, wurde die Klage der NPD im April 2017 endgültig abgewiesen. Das Gericht bewertete 

Kailitz’ Einschätzungen als zulässige Meinungsäußerung, die sich die NPD entgegenhalten 

lassen müsse. Der ursprüngliche Beschluss des RICHTERs Jens Maier wurde u. a. von der 

Deutschen Vereinigung für Politische Wissenschaft als Eingriff in die Wissenschaftsfreiheit ge-

wertet: Kailitz habe sich jahrelang wissenschaftlich mit der NPD befasst und „Forschungser-

gebnisse öffentlich darzustellen, gehört zu den zentralen Aufgaben von Wissenschaftlerinnen 

und Wissenschaftlern“. Ihre „Veröffentlichung gerichtlich zu unterbinden, schränkt die Freiheit 

der Wissenschaft unzulässig ein.“ Besondere Brisanz hatte der Beschluss auch deswegen, 

weil Kailitz im damals noch laufenden zweiten Verbotsverfahren gegen die NPD vom Bundes-

verfassungsgericht als Sachverständiger gehört wurde, dem RICHTER Jens Maier also fak-

tisch die Wiederholung von Aussagen verbot, um deren Abgabe an anderer Stelle ABER Kailitz 

gerichtlich gebeten worden war. 

… Amtsseitige NICHT-Nachvollziehbarkeit der entsprechenden AFD-Strafanzeigenvor-

gänge und AFD-Beweismittelanträge gegen rechtsextreme AFD-Juristen ausgehend 

vom Amtsgericht Mosbach …: 

UND ZWAR DAMIT dadurch dann die tatsächliche Nachverfolgung der entsprechenden AFD-

Strafanzeigenvorgänge und AFD-Beweismittelanträge zur juristischen Aufarbeitung von AN-

TRÄGEN auf KONKRETE gerichtliche Prüfungen, Bearbeitungen und Zuständigkeitsverwei-

sungen bzgl. der nationalsozialistisch-rechtsextremistisch orientierten, demokratie- und ver-

fassungsfeindlichen, behindertenfeindlichen und rassistischen Bestrebungen in und aus der 

AFD ausgehend vom Amtsgericht Mosbach unter der Führung und Verantwortung des CDU-

nahen Juristen und Amtsgerichtsdirektors, Dr. Lars Niesler, von Beginn an HIER EXPLIZIT 

NICHT nachvollziehbar wird. UND DIES WÄHREND ABER das Oberverwaltungsgericht 

Münster am 13.05.2024 die Vorinstanz des Verwaltungsgerichts Köln dahingehend bestätigt, 

dass das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) die AfD als rechtsextremistischen Ver-

dachtsfall weiterhin einstufen darf. Auf dieses höchstrichterliche Urteil wird hier Bezug als Be-

weismittel für die Eingaben und Beantragungen des Beschwerdeführers zur AFD genommen. 

 

Sachliche und fachliche Zuständigkeit des Amtsgerichts Mosbach 

begründet durch Direktor des Amtsgerichts, Dr. Lars Niesler: 

Das zuvor dargelegte und belegte richterliche Entscheiden und Handeln der Mosbacher Amts-

richterin Marina Hess in der BRD-Rechtsprechungspraxis, INSBESONDERE ABER AUCH im 

KONKRETEN Zuständigkeitsbereich des Amtsgericht Mosbach für den Neckar-Odenwald-

kreis in Baden-Württemberg; INSBESONDERE ABER AUCH verfahrensinhaltlich bzgl. 
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Nationalsozialismus, Rechtsextremismus und Rassismus; SOWIE INSBESONDERE ABER 

AUCH bzgl. der in Teilen rechtsextremistischen AFD, solle gemäß den Aussagen des Direktors 

des Amtsgerichts Dr. Lars Niesler unter 6F 202/21 u.a. am 19.11.2024 ANGEBLICH ZU-

NÄCHST als HALTBAR und ORDNUNGSGEMÄSS und EMPFEHLENSWERT amtsgerichts-

direktorlich bestätigt gelten. 

Es ergeht hiermit die HIER VORLIEGEND begründete Beantragung einer erneuten dienst-

rechtlichen Überprüfung des HIER dargelegten und AKTENKUNDIG NACHWEISBAR HALT-

BAR belegten Agierens der Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess beim Amtsgericht Mosbach. 

HIER INSBESONDERE auf Grund ihrer amtsseitigen Bearbeitungsverweigerungen der AN-

TRÄGE auf KONKRETE gerichtliche Prüfungen, Bearbeitungen und Zuständigkeitsverweisun-

gen bzgl. der nationalsozialistisch-rechtsextremistisch orientierten, demokratie- und verfas-

sungsfeindlichen, behindertenfeindlichen und rassistischen Bestrebungen in und aus der AFD 

ausgehend vom o.g. beim Amtsgericht Mosbach anhängigen Verfahrenskomplex. 

 

Politische Kontextualisierung des Agierens von Dr. Lars Niesler als Direktor  

des Amtsgerichts Mosbach und als  

Mitglied  im Landesarbeitskreis Christlich-Demokratischer Juristen (LACDJ)  

der CDU Baden-Württemberg 

INSBESONDERE im Bundestagswahlkampf 2025 

Vor dem Hintergrund der schwierigen Regierungsbildung mit der rechtspopulistischen und teil-

weise rechtsextremen FPÖ in Österreich, hat der CDU-Kanzlerkandidat und CDU-Parteivor-

sitzende Friedrich Merz während des Bundestagswahlkampfes im Januar 2025 öffentlich mit-

geteilt und bekräftigt, dass die CDU-Brandmauer zur AFD definitiv stehen würde und dass er 

selbst sein Schicksal als CDU-Parteivorsitzender daran knüpfen würde. Österreich sei der „Be-

weis dafür, dass man Rechtspopulisten nicht den Weg in die Macht ebnen darf“, sagte Merz 

in den ARD-„Tagesthemen“ (WELT: 11.01.2025). Er werde nicht zulassen, dass in der CDU die 

„Brandmauer“ zur AfD falle. „Ich knüpfe mein Schicksal als Parteivorsitzender der CDU an 

diese Antwort“, sagte Merz am Rande einer Klausur des CDU-Bundesvorstands in Hamburg. 

„Wir arbeiten nicht mit einer Partei zusammen, die ausländerfeindlich ist, die antisemitisch ist, 

die Rechtsradikale in ihren Reihen, die Kriminelle in ihren Reihen hält – eine Partei, die mit 

Russland liebäugelt und aus der Nato und aus der Europäischen Union austreten will.“  

Warnungen vor Wahlerfolgen der AfD gibt es seit Langem. Aber am 19.01.2025 holte Friedrich 

Merz ganz weit aus: Der Unions-Kanzlerkandidat warnte nicht nur vor einem Wahlsieg der 

Rechtspopulisten 2029 in Deutschland. "Ich sage es, wie ich es denke: Die nächste Bundes-

tagswahl ist dann 2033. Und einmal 33 reicht für Deutschland", fügte er in Anspielung auf die 

Machtübernahme der Nazis 1933 hinzu (ntv: 22.01.2025).  

 

ANTRÄGE auf KONKRETE gerichtliche Prüfungen, Bearbeitungen und  

Zuständigkeitsverweisungen beim Amtsgericht Mosbach bzgl. 

nationalsozialistisch-rechtsextremistisch orientierten, demokratie- und  

verfassungsfeindlichen, behindertenfeindlichen und rassistischen Bestrebungen 

in und aus der AFD 

INSBESONDERE im Bundestagswahlkampf 2025 

an den Direktor des Amtsgerichts Mosbach Dr. Lars Niesler, 



 

 14 

Mitglied im Landesarbeitskreis Christlich-Demokratischer Juristen (LACDJ)  

der CDU Baden-Württemberg 

WIE ZUVOR DARGELEGT UND BELEGT:  Die Amtsrichterin Marina Hess unter der Führung 

und Verantwortung des CDU-nahen Juristen und Amtsgerichtsdirektors, Dr. Lars Niesler, ver-

weigert HIER seit 2022 HALTBAR AKTENKUNDIG NACHWEISBAR im genannten Verfah-

renskomplex amtsseitig, ANTRÄGE auf KONKRETE gerichtliche Prüfungen, Bearbeitungen 

und Zuständigkeitsverweisungen beim Amtsgericht Mosbach bzgl. nationalsozialistisch-

rechtsextremistisch orientierten, demokratie- und verfassungsfeindlichen, behindertenfeindli-

chen und rassistischen Bestrebungen in und aus der AFD, transparent und nachvollziehbar 

ausgehend vom Amtsgericht Mosbach zu bearbeiten. 

WIE ZUVOR AUSGEFÜHRT:  Es wird HIER, u.a. auch gemäß § 158 StPO, um die persönliche 

und ordnungsgemäße jeweilige KONKRETE Eingangsbestätigung, Sachverhaltsbenennung 

und Sachverhaltserläuterung sowie um die persönliche ordnungsgemäße und sachgerechte 

Bearbeitung und Zuständigkeitsverweisung der HIER o.g. Dienstaufsichtsbeschwerden und 

der Anträge auf ordnungsgemäße gerichtliche Prüfungen beim Amtsgericht Mosbach bzgl. 

transparenten und nachvollziehbaren Bearbeitungen und Zuständigkeitsverweisungen 

bei nationalsozialistisch-rechtsextremistisch orientierten, demokratie- und verfas-

sungsfeindlichen, behindertenfeindlichen und rassistischen Bestrebungen in und aus 

der AFD, seitens des Direktors beim Amtsgericht Mosbach Dr. Lars Niesler, Mitglied 

im Landesarbeitskreis Christlich-Demokratischer Juristen (LACDJ) der CDU Baden-

Württemberg, gebeten.  

 

 Mit freundlichen Grüßen, Bernd Michael Uhl 

 


